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N i e d e r s c h r i f t 

 
über die öffentliche Sitzung des  

 
Haupt- und Finanzausschuss der Gemeinde Tiefenbach am 

 
13. November 2025 

 
in Tiefenbach. 

 
Der Vorsitzende, erster Bürgermeister Christian Fürst, erklärt die anberaumte Sitzung für eröffnet 
und stellt die ordnungsgemäße Ladung sowie die Beschlussfähigkeit des Haupt- und Finanzausschuss 
fest. Einwände gegen die vorliegende Tagesordnung werden nicht vorgetragen.  
 
Folgende Gemeinderatsmitglieder sind bei der Sitzung anwesend: 
 

 Name, Vorname  
 1. Bürgermeister Christian Fürst, CSU anwesend 
 Armin Mayrhofer, CSU  bis TOP-Nr. 5 
 Tobias Königseder, CSU anwesend 
 Johannes Regner, CSU anwesend 
 Sabine Zittelsperger, CSU anwesend 
 Florian Schwarzbauer, Unsere Zukunft ab TOP-Nr. 2 
 2. Bürgermeister Uwe Urtel Unsere Zukunft anwesend 
 Hans Kirchberger für 3. Bürgermeister Johann Höller, Bürgerliche Wähler anwesend 
 Bruno Gottschaller, Bürgerliche Wähler anwesend 
 Josef Fehrer, FWG  anwesend 
 Wolfgang Rosch, Bündnis 90/ Die Grünen anwesend 
 Ewald Schmatz, Bündnis 90/ Die Grünen entschuldigt  

 Michael Fürst, SPD anwesend 

 
 
Anzahl der Zuhörer: - 0 - 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



1. Neubau einer Aussegnungshalle mit Leichenhaus und WC im Friedhof Tiefenbach - Durchführung 
einer Ortsbesichtigung. 
 

Sachverhaltsdarstellung 
 

 
Die Aussegnungshalle wird voraussichtlich zum Jahreswechsel 2025/2026 fertiggestellt sein. Daher 
wird mit dem Haupt- und Finanzausschuss eine Ortsbesichtigung durchgeführt, das Gebäude gezeigt 
die einzelnen Räumlichkeiten erläutert und Fragen der Anwesenden Ausschussmitglieder beantwor-
tet. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Fotos: Gemeinde Tiefenbach 



2. Genehmigung der Niederschrift der öffentlichen Sitzung vom 16. Oktober 2025. 
 
 

Beschluss: 
 
Der Vorsitzende lässt über die Genehmigung der Niederschrift vom 16. Oktober 2025 abstimmen. 

 
Abstimmung: 12 : 0 

(ohne Ewald Schmatz) 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



3. Bericht über den Vollzug der gefassten Beschlüsse der Sitzung vom 16. Oktober 2025. 
 
 
Die anwesenden Gemeinderatsmitglieder werden durch den Geschäftsleiter Anton Mayrhofer über 
den Vollzug der öffentlichen Sitzung vom 16. Oktober 2025 informiert. 
 

1. Genehmigung der Niederschrift der öffentlichen 
Sitzung vom 3. Juni 2025. 
 

Die Niederschrift wurde auf der Homepage 
veröffentlicht. 

2. Bericht über den Vollzug der gefassten Be-
schlüsse der Sitzung vom 3. Juni 2025. 
 

Keine weiteren Maßnahmen erforderlich. 

3. Vollzug der örtlichen Rechnungsprüfung 2023 - 
Beratung über die Erhöhung des Stundenkonti-
gents der kommunalen Verkehrsüberwachung. 
  

Der Beschlussbuchauszug wurde im Haus 
an die zuständige Sachbearbeiterin überge-
ben. Die Bestätigung vom Zweckverband 
steht noch aus. 
 

4. Vorberatung über den Antrag der FWG-Fraktion 
(Freie Wähler Gemeinschaft Tiefenbach e.V.) 
auf Installation von Defibrillatoren auf öffentlich 
zugänglichen Orten. 
 

Von der Verwaltung wurde zur Klärung der 
Fördermodalitäten Ende Oktober Kontakt 
zur Projektmanagerin der Gesundheitsre-
gion PLUS aufgenommen. Alle Fördermittel 
für 2025, 2026 sind bereits erschöpft. Ak-
tuell läuft eine Anfrage zur Bedarfsaufsto-
ckung über die Gesundheitsregion PLUS 
auf Umverteilung von Restfördermitteln 
aus anderen Gesundheitsregionen. Alter-
nativ wäre noch eine Förderung über LEA-
DER möglich. Die Rahmenbedingungen 
werden von der Projektmanagerin aktuell 
abgeklärt. Zur Umverteilung der Fördermit-
tel wird es voraussichtliche Ende Novem-
ber/Anfang Dezember 2025 eine Aussage 
geben. 
 

5. Beratung über die Genehmigung der Verwen-
dung des Gemeindewappens für die Anfertigung 
eines geographischen-heimatkundlichen Tiefen-
bach-PIN. 
 

Das Absageschreiben wurde am 6. Novem-
ber 2025 verschickt. 

6. Neubau der Kläranlage Tiefenbach - Information 
über die Anpassung der anrechenbaren Kosten 
durch Steinbacher Consult. 
 

Keine Maßnahmen im Vollzug erforderlich. 

7. Errichtung einer Geh- und Radwegverbindung 
von Tiefenbach bis nach Oberhaselbach - Infor-
mation über die durchgeführte Informationsver-
anstaltung mit den Grundstückseigentümern - 
vgl. Sitzungen des Gemeinderats vom 24. Mai 
2016 und 30. Januar 2020. 

Der Gemeinderat wurde in der Sitzung vom 
30. Oktober 2025 ebenfalls informiert. 

 
 

 



4. Beratung über die Nutzungsaufnahme der Aussegnungshalle mit Leichenhaus und WC im Fried-
hof Tiefenbach am Hochstiftsweg. 
 
 

Sachverhaltsdarstellung 
 

 
Die Aussegnungshalle mit Leichenhaus und WC wird voraussichtlich zum Jahreswechsel 2025/2026 
fertiggestellt sein. Für die Freigabe der Nutzung des Leichenhauses und der Aussegnungshalle ist 
grundsätzlich eine Gebührenkalkulation erforderlich.  
 
Für die ordnungsgemäße Gebührenkalkulation müssen alle Rechnungen vorliegen. Außerdem sind in 
der Finanzverwaltung aktuelle keine Kapazitäten (Haushaltsaufstellung 2026, Kalkulation Kläranlage) 
für die Kalkulation frei. Die Kalkulation kann frühestens ab April 2026 erfolgen.  
 
Wenn keine Zwischenlösung gefunden wird, könnte die Nutzungsaufnahme erst nach Abschluss der 
Kalkulation und Bekanntmachung der entsprechenden Satzung erfolgen.  
 
Seitens der Verwaltung wäre eine Übergangslösung denkbar. Die Gebühren für die reine Nutzung des 
Leichenhauses würde auf Grundlage der aktuell gültigen Friedhofsgebührensatzung erfolgen. Das neu 
errichtete Leichenhaus müsste dazu nach dem Bestimmtheitsgrundsatz in die Stammsatzung (Fried-
hofssatzung-FS) aufgenommen werden. 
 

Auszug aus dem § 1 der aktuellen Friedhofssatzung (FS) 
 

 
 
Bei der Nutzung der Aussegnungshalle könnte eine Nutzungsvereinbarung mit Nutzungsentgelt ge-
schlossen werden. Das voraussichtliche Nutzungsentgelt müsste zumindest durch den Haupt- und 
Finanzausschuss beschlossen werden. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



Auszug aus dem § 5 der aktuellen Friedhofsgebührensatzung (FGS) 
 
 

 
 
→ Meistens ist es so, dass für die Nutzung des Leichenhauses ein bis zwei Tage verrechnet werden! 
 
 

Mögliche Variante 
 

 
Nach Ansicht der Verwaltung sollte bei der Kalkulation eine Gebühr für das Leichenhaus und eine se-
parate Gebühr für die Aussegnungshalle kalkuliert werden. Eine Vermischung ist schwierig, weil es in 
der Gemeinde künftig immer noch drei Leichenhäuser gibt, die gleich zu behandeln sind.  
 
Daher wurde folgender Vorschlag erarbeitet, der eine Kombination aus der Gebühr der aktuellen 
Friedhofsgebührensatzung (Leichenhaus) und einer Gebühr für die Aussegnungshalle (aus Friedhöfen 
im Landkreis) ist. Folgender Vorschlag wäre eine Möglichkeit:   
 

 Grundgebühr 
(1 Tag) 

je weiterer Tag 
(über Nacht) 

mögliche 
Gesamtgebühr 

Gebühr Leichenhaus (Urne oder Sarg) 
 

145 € 45 € 190 € 

Gebühr Aussegnungshalle 
 

300 €  300 € 

 
Nach der Vorstellung der Thematik werden folgende Punkte aus der Mitte des Haupt- und Finanzaus-
schuss eingebracht, die für eine weitere Diskussion in die Niederschrift mitaufgenommen werden: 
 

- Das neue Leichenhaus soll in die Friedhofssatzung mitaufgenommen werden. 

- Die Umnutzung des alten Leichenhauses im Friedhof an der Pfarrkirche ist anvisiert und soll 

zukünftig als Lager für kirchliche Gegenstände (Weihnachtsdeko, usw.) dienen. 

- Der von der Gemeinde beauftragte Totengräber könnte die Aussegnungshalle von der Ge-

meinde anmieten und als durchlaufenden Posten verrechnen. Somit könnte die Gemeinde in 

der Übergangszeit auf den Abschluss der Nutzungsvereinbarung verzichten. 

- Ein gewisser Benutzungszwang soll festgelegt werden, so dass es bei Schönwetterlagen keine 

Flucht nach draußen bzw. auf den Vorplatz gibt. Ein entsprechender Bereich ist festzulegen. 

Sobald Verabschiedungen, Aussegnungen in einem gewissen Einzugsbereich vollzogen wer-

den, fällt eine Benutzungsgebühr an. Zum Beispiel könnte ein gewisser Umgriff der Ausseg-

nungshalle zum Bereich der Aussegnungshalle mit einbezogen werden. 

 



- Bei der Nutzung muss zwischen Leichenhaus und Aussegnungshalle unterschieden werden. 

- Sind Sterberosenkränze auch in der Aussegnungshalle zulässig? Wenn ja, dann müsste es 

über Gebühren geregelt werden. 

- Wenn es eine Doppelnutzung (Leichenhaus und Aussegnungshalle) gibt, dann könnte die Ge-

bühr für die Aussegnungshalle reduziert werden. Eine Reduzierung der Leichenhausgebühr 

ist nicht sinnvoll, weil sich dies negativ auf die anderen Leichenhäuser (Haselbach und Kirch-

berg v. W.) auswirkt. 

- Die Nutzungsarten sind genau zu definieren, so dass klar geregelt ist, wann eine Nutzung der 

Aussegnungshalle und wann eine Nutzung des Leichenhauses vorliegt.  

- Über die Möglichkeit eines Nachlasses bei der Nutzung der Aussegnungshalle mit voriger 

Nutzung des Leichenhauses soll diskutiert werden.  

- Folgende Nutzungsvarianten sind grundsätzlich möglich: 

1. Pfarrkirche und Leichenhaus 

2. Leichenhaus und Beisetzung am Grab 

3. Leichenhaus und Aussegnungshalle 

4. Aussegnungshalle 

- Welcher Reinigungsaufwand ist für welche Nutzung erforderlich? 

 

Beschluss: 
 
Der Vorsitzende lässt darüber abstimmen, wer sich für eine Gebührenermäßigung im Rahmen ei-
ner Doppelnutzung (Leichenhaus mit anschließender Aussegnungshallennutzung) aussprechen 
kann. 

Abstimmung: 7 : 5 
(ohne Ewald Schmatz) 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



5. Vorberatung über den Neuerlass einer Verordnung über das Einschränken des freien Umherlau-
fens von großen Hunden und Kampfhunden (Hundehaltungsverordnung - HundeV) in der Ge-
meinde Tiefenbach wegen Ablauf der alten Verordnung. 
 
 

Sachverhaltsdarstellung 
 

 
Die aktuelle Verordnung der Gemeinde Tiefenbach vom 5. Januar 2006 hat eine Geltungsdauer von 
20 Jahren und endet zum Jahreswechsel 2025/2026. Sollte es weiterhin gewünscht sein, dass für 
große Hunde und Kampfhunde eine Anleinpflicht in der Gemeinde bestehen soll, muss eine neue 
Verordnung erlassen werden, weil die alte Verordnung rechtlich überholt ist. In Bayern gibt es keine 
gesetzliche und keine einheitliche Regelung zur Leinenpflicht. Die Ermächtigungsgrundlage zum Er-
lass einer Verordnung oder für Einzelfallanordnungen ergibt sich aus dem nachfolgenden Gesetz: 
 
 

Gesetz über das Landesstrafrecht und das Verordnungsrecht auf dem Gebiet der öffentlichen Si-
cherheit und Ordnung (Landesstraf- und Verordnungsgesetz – LStVG) 

Artikel 18 
Halten von Hunden 

 
(1) 1Zur Verhütung von Gefahren für Leben, Gesundheit, Eigentum oder die öffentliche Reinlichkeit 
können die Gemeinden durch Verordnung das freie Umherlaufen von großen Hunden und Kampf-
hunden im Sinn des Art. 37 Abs. 1 Satz 2 in öffentlichen Anlagen sowie auf öffentlichen Wegen, Stra-
ßen oder Plätzen einschränken. 2Der räumliche und zeitliche Geltungsbereich der Verordnung ist auf 
die örtlichen Verhältnisse abzustimmen, wobei auch dem Bewegungsbedürfnis der Hunde ausrei-
chend Rechnung zu tragen ist. 
 
(2) Zum Schutz der in Absatz 1 genannten Rechtsgüter können die Gemeinden Anordnungen für den 
Einzelfall zur Haltung von Hunden treffen. 
 
(3) Mit Geldbuße kann belegt werden, wer vorsätzlich oder fahrlässig einer auf Grund des Absatzes 1 
erlassenen Verordnung oder einer auf Grund des Absatzes 2 erlassenen vollziehbaren Anordnung zu-
widerhandelt. 
 
Jede Gemeinde ist selbst für ihre Hundeverordnung zuständig. Die meisten Gemeinden und Städte 
beziehen sich bei ihren Regelungen auf den vorgenannten Artikel 18 des Bayerischen Landesstraf- 
und Verordnungsrechts.  
 
Grundsätzlich gilt:  
Da, wo viele Menschen sind, müssen Hunde angeleint werden. Das betrifft vor allem spezielle Hunde-
rassen, wie die sogenannten Kampf- bzw. Listenhunden. Die müssen in den meisten bayerischen 
Städten an der Leine geführt werden. 
 
Nachfolgende Hunde gelten in Bayern als Kampfhunde bzw. als mögliche Kampfhunde: 
 
 
 
 
 
 
 
 



Verordnung über Hunde mit gesteigerter Aggressivität und Gefährlichkeit 
vom 10. Juli 1992 (GVBl. S. 268, BayRS 2011-2-7-I) 

 
§ 1 

(1) Bei den folgenden Rassen und Gruppen von Hunden sowie deren Kreuzungen untereinander oder 
mit anderen Hunden wird die Eigenschaft als Kampfhunde stets vermutet: 
 
– Pit–Bull 
– Bandog 
– American Staffordshire Terrier 
– Staffordshire Bullterrier 
– Tosa–Inu. 
 
(2) 1Bei den folgenden Rassen von Hunden wird die Eigenschaft als Kampfhunde vermutet, solange 
nicht der zuständigen Behörde für die einzelnen Hunde nachgewiesen wird, dass diese keine gestei-
gerte Aggressivität und Gefährlichkeit gegenüber Menschen oder Tieren aufweisen: 
 
– Alano 
– American Bulldog 
– Bullmastiff 
– Bullterrier 
– Cane Corso 
– Dog Argentino 
– Dogue de Bordeaux 
– Fila Brasileiro 
– Mastiff 
– Mastin Espanol 
– Mastino Napoletano 
– Perro de Presa Canario (Dogo Canario) 
– Perro de Presa Mallorquin 
– Rottweiler. 
 
2Dies gilt auch für Kreuzungen dieser Rassen untereinander oder mit anderen als den von Absatz 1 
erfaßten Hunden. 
 
(3) Unabhängig hiervon kann sich die Eigenschaft eines Hundes als Kampfhund im Einzelfall aus sei-
ner Ausbildung mit dem Ziel einer gesteigerten Aggressivität oder Gefährlichkeit ergeben.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



Grundlage für die neue Verordnung ist die Musterverordnung des Gemeindetags von Frau Dr. Juliane 
Thimet aus dem Jahr 2024: 
 

Verordnung der Gemeinde Tiefenbach über das Einschränken des freien Umherlaufens von 
großen Hunden und Kampfhunden (Hundehaltungsverordnung – HundeV) 

 

vom . . . 

Gemeinderatsbeschluss: . . . 

Bekanntmachung: . . . 

Die Gemeinde Tiefenbach erlässt auf Grund von Art. 18 Abs. 1 und 3 des Gesetzes über das Landesstrafrecht und 
das Verordnungsrecht auf dem Gebiet der öffentlichen Sicherheit und Ordnung (Landesstraf- und Verordnungs-
gesetz – LStVG) in der in der Bayerischen Rechtssammlung (BayRS 2011-2-I) veröffentlichten bereinigten Fas-
sung, das zuletzt durch § 5 des Gesetzes vom 23. Dezember 2022 (GVBl. S. 718) geändert worden ist, folgende 
Verordnung: 

 

§ 1 
Verordnungszweck 

 

Diese Verordnung beschränkt zur Verhütung von Gefahren für Leben, Gesundheit, Eigentum sowie zur Erhaltung 
der öffentlichen Reinlichkeit das freie Umherlaufen von großen Hunden und Kampfhunden. 

 

§ 2 
Anleinpflicht, Betretungsverbot 

 

(1) Für Kampfhunde gilt zu jeder Tages- und Nachtzeit eine Anleinpflicht für alle öffentlichen Anlagen sowie auf 
allen öffentlichen Wegen, Straßen und Plätzen im gesamten Gemeindegebiet. Die Regelung über das generelle 
Betretungsverbot nach Absatz 3 bleibt unberührt. 

(2) Für große Hunde gilt zu jeder Tages- und Nachtzeit eine Anleinpflicht für alle öffentlichen Anlagen sowie auf 
allen öffentlichen Wegen, Straßen und Plätzen in den im Zusammenhang bebauten Ortsteilen der Gemeinde 
Tiefenbach (geschlossene Ortslagen – innerorts) einschließlich einem Umkreis von 50 m. 

→ eine generelle Anleinpflicht für alle Hunde und überall ist rechtswidrig 

→ der Umkreis für den im Zusammenhang bebauten Ortsteil (50 bis 200 m) kann diskutiert werden → mehr als 
50 Meter sind ausführlich zu begründen! 

→ Generell gilt: außerhalb der Ortskerne steigt das Interesse des Tieres (Tierwohl steht im Vordergrund)  

Für nachfolgende Bereiche (Gebiete, die aufgrund konkreter Feststellungen besonders von Spaziergängern und 
Kindern sowie Naherholungssuchenden häufig betreten werden. Dies gilt auch für die Verbotszeiträume) gilt 
eine Anleinpflicht an Samstagen, Sonn- und Feiertagen und in den Schulferien jeweils zwischen 10 und 20 Uhr: 

– Wanderwege (z. B. Ilztalwanderweg, Donau-Bayerwald-Route im Tiefenbacher Hochholz) 

Die Regelung über das generelle Betretungsverbot nach Absatz 3 (Kinderspielplätze) bleibt unberührt. 

(3) Kampfhunde und große Hunde dürfen Kinderspielplätze nicht betreten. Auch das Mitführen an der Leine ist 
in diesen Bereichen nicht gestattet. 

 

 

 



§ 3 
Begriffsbestimmungen 

 

(1) Die Anleinpflicht verpflichtet die den Hund führende Person, vor Betreten der Verbotsbereiche dem Hund 
eine Leine anzulegen und in den Verbotsbereichen ständig an der Leine zu führen. Die Leine muss reißfest sein 
und darf eine Länge von maximal 2 Metern nicht überschreiten. Die Leine muss mit einem schlupfsicheren Hals-
band oder einem schlupfsicheren Geschirr verbunden sein, aus dem ein selbstständiges Entweichen des Hundes 
ausgeschlossen ist. 

→ Die Länge der Leine kann diskutiert werden (1,50 bis 3,0 m) → Bei sicherheitsrechtlichen Anordnungen wird 
2,0 m empfohlen. 

(2) Kampfhunde sind Hunde, bei denen auf Grund rassespezifischer Merkmale, Zucht oder Ausbildung von einer 
gesteigerten Aggressivität und Gefährlichkeit gegenüber Menschen und Tieren auszugehen ist. Die in der Ver-
ordnung des Bayerischen Staatsministeriums des Innern über Hunde mit gesteigerter Aggressivität und Gefähr-
lichkeit vom 10. Juli 1992 (GVBl. S. 268, BayRS 2011-2-7-I) in der jeweils gültigen Fassung geregelten Vermutun-
gen über die Eigenschaft als Kampfhund finden Anwendung. 

(3) Große Hunde sind ausgewachsene Hunde, die eine Schulterhöhe von mindestens 50 cm aufweisen. Abzustel-
len ist auf das individuelle Maß des Hundes, unabhängig davon, welche Größe ausgewachsene Hunde der betref-
fenden Rasse regelmäßig erreichen. Hierzu zählen jedoch stets erwachsene Hunde der Rassen Schäferhund, Bo-
xer, Dobermann und Deutsche Dogge. 

(4) Kinderspielplätze sind Flächen, die für Kinder zum Spielen bestimmt sind und die in der Regel entsprechende 
Einrichtungen, wie z. B. Sandkästen, Turn- und Spielgeräte, Tischtennisplatten, Ballspielflächen und Ähnliches, 
aufweisen. Zu den Kinderspielplätzen gehören auch Bolzplätze. Hierunter fallen auch Kinderspielplätze, die sich 
in Privateigentum befinden und tatsächlich öffentlich zugänglich sind. 

 

§ 4 
Ausnahmen  

 

Von § 2 Abs. 1 bis 3 sind ausgenommen: 

1. Blindenführhunde, 

2. Diensthunde der Polizei, des Strafvollzugs, der Bundespolizei, der Zollverwaltung, der Bundesbahn und der 
Bundeswehr jeweils im Einsatz, 

3. Hunde, die zum Hüten einer Herde eingesetzt sind, 

4. Jagdhunde während ihres Einsatzes im Jagdrevier, (Regelung nur erforderlich, wenn Wanderwege einge-
schränkt werden) 

5. Hunde, die die für Rettungshunde vorgesehenen Prüfungen bestanden haben und als Rettungshunde für 
den Zivilschutz, den Katastrophenschutz oder den Rettungsdienst eingesetzt sind, sowie 

6. im Bewachungsgewerbe eingesetzte Hunde, soweit der Einsatz dies erfordert. 

 

§ 5 
Ordnungswidrigkeiten 

 

Nach Art. 18 Abs. 3 LStVG kann mit Geldbuße belegt werden, wer vorsätzlich oder fahrlässig 

1. entgegen § 2 Abs. 1 oder 2 einen Kampfhund oder großen Hund führt und die Anleinpflicht nicht beachtet, 

2. entgegen § 2 Abs. 3 zulässt, dass der mitgeführte Kampfhund oder große Hund einen Kinderspielplatz be-
tritt. 



Gesetz über Ordnungswidrigkeiten (OWiG) 

§ 17 Höhe der Geldbuße 

(1) Die Geldbuße beträgt mindestens fünf Euro und, wenn das Gesetz nichts anderes bestimmt, höchstens ein-
tausend Euro. 

(2) Droht das Gesetz für vorsätzliches und fahrlässiges Handeln Geldbuße an, ohne im Höchstmaß zu unterschei-
den, so kann fahrlässiges Handeln im Höchstmaß nur mit der Hälfte des angedrohten Höchstbetrages der Geld-
buße geahndet werden. 

(3) Grundlage für die Zumessung der Geldbuße sind die Bedeutung der Ordnungswidrigkeit und der Vorwurf, der 
den Täter trifft. Auch die wirtschaftlichen Verhältnisse des Täters kommen in Betracht; bei geringfügigen Ord-
nungswidrigkeiten bleiben sie jedoch in der Regel unberücksichtigt. 

(4) Die Geldbuße soll den wirtschaftlichen Vorteil, den der Täter aus der Ordnungswidrigkeit gezogen hat, über-
steigen. Reicht das gesetzliche Höchstmaß hierzu nicht aus, so kann es überschritten werden. 

 

§ 6 
Inkrafttreten, Geltungsdauer 

(1) Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. 

(2) Diese Verordnung gilt 20 Jahre. 

 

Aus der Diskussion wird festgehalten, dass folgende Regelungsmöglichkeiten durch die Verwaltung 
bis zur nächsten Beratung abgeklärt werden sollen: 
 
1. Anleinpflicht von Kampfhunden und großen Hunden am Ilztalwanderweg (ohne Einschränkung 
Sonn-, Feiertage, usw.) 
 
2. Anleinpflicht von Kampfhunden und großen Hunden auf dem Radweg „Donau-Bayerwald-Route“ 
(ohne Einschränkung Sonn- und Feiertage, usw.) 
 
3. Betretungsverbot von allen Hunden auf öffentlichen Spielplätzen wegen der Problematik Hunde-
kot in den Spielflächen (Schutz der Gesundheit, insbesondere Kleinkinder) 
 
4. Wäre eine generelle Anleinpflicht in Naturschutzgebieten denkbar? 
 

Beschluss: 
 
Der Vorsitzende lässt darüber abstimmen, wer sich für Abklärung über die Rechtmäßigkeit der vor-
genannten Regelungen mit dem Landratsamt Passau aussprechen kann. 

Abstimmung: 12 : 0 
(ohne Ewald Schmatz) 

 

 

 

 

 



6. Antrag der Kita Neukirchen vorm Wald auf ganzjährige Förderung für Kinder unter 3 Jahren mit 
Faktor 2,0 sowie Beratung über einen Grundsatzbeschluss zu dieser Thematik - vgl. Beratung vom 
13. März 2025. 
 
 

Ausgangssituation und Sachverhaltsdarstellung 
 

 
Dieser Antrag betrifft nur die Kinder der Gemeinde Tiefenbach, welche als Gastkinder im Kindergar-
ten St. Martin in Neukirchen v. W. betreut werden. In der aktuellen Förderstruktur für Kindertages-
stätten werden Kinder unter drei Jahren (U3) und Kinder über drei Jahren (Ü3) unterschiedlich be-
handelt, sowohl hinsichtlich der Betreuungskapazitäten als auch der finanziellen Förderung. Dies hat 
zur Folge, dass Kinder, die innerhalb des laufenden Kindergartenjahres das dritte Lebensjahr vollen-
den, bis zum Stichtag weiterhin als U3-Kinder gelten, ab dem Geburtstag jedoch nicht mehr als U3-
Kind gefördert werden. 
 
Dies führt bei der Einrichtung zu einem erhöhten Verwaltungsaufwand, da sie die Betreuung der be-
treffenden Kinder an zwei verschiedenen Fördersystemen ausrichten muss. Dies erhöht wiederum 
den Planungs- und Verwaltungsaufwand. 
 
Frau Rabby vom Caritasverband beantragt ab dem Bewilligungsjahr 2025 (01.01.2025), dass Kinder, 
die im Laufe des Kindergartenjahres drei Jahre alt werden, bis zum Ablauf des Kindergartenjahres als 
U3-Kinder gewertet und gefördert werden. Diese Vorgehensweise wird in den Kindergärten der 
Pfarrkirchenstiftungen bereits seit längerem praktiziert, durch Beschluss in der Sitzung des Haupt- 
und Finanzausschuss vom 13.03.2025 ist dies auch für den Naturkindergarten „Fühl dich wohl“ in Ru-
derting der Fall. Durch diese Ausnahmeregelung können die betreuten Kinder das gesamte Kinder-
gartenjahr in der Krippengruppe bleiben und müssen nicht, wie gesetzlich vorgesehen, in eine 
Gruppe mit älteren Kindern wechseln. 
 
Derzeit ist ein Kinder der Gemeinde Tiefenbach im Kindergarten St. Martin in Neukirchen v. W.  ge-
meldet. 
 

 
 

Beispielsrechnung 

 

Wenn ein Kind 3-4 Stunden am Tag in den Kindergarten geht, zahlen wir bei Ü3 Kindern 760,70 € mtl. 

(1.521,39/2 kommunaler Anteil), bei einem U 3 Kind sind dies  1.521,39 € mtl. (Faktor 2,0). 

 

 



Rechtliche Würdigung 
 

 
Die Förderung für Kinder unter drei Jahren erfolgt nach dem Bayerischen Kinderbildungs- und -be-
treuungsgesetz (BayKiBiG). 
 
1. Förderung im Rahmen der kindbezogenen Förderung: 
 

• Die Förderung erfolgt gemäß den Voraussetzungen des Art. 19 BayKiBiG. 
 

• Für U3-Kinder wird ein erhöhter Gewichtungsfaktor angewandt (2,0 für Kinder unter 3 Jah-
ren). 

 
2. Ganzjährige Förderung: 
 

• Die Förderung für Kinder unter 3 Jahren wird durchgehend gewährt, solange sie eine Kinder-
tageseinrichtung besuchen und die Voraussetzungen für die Förderung erfüllen. 

 

• Kinder, die im laufenden Kindergartenjahr das dritte Lebensjahr vollenden, bleiben bis zum 
Ende des Betreuungsjahres in der jeweiligen Förderkategorie U3 oder wechseln nach gelten-
der Regelung. 

 
3. Übergang in die Ü3-Förderung: 
 

• Ein Wechsel in die Ü3-Förderung erfolgt regulär ab dem Monat nach Vollendung des dritten 
Lebensjahres.  

 

• Ab diesem Zeitpunkt wird der Gewichtungsfaktor für Ü3-Kinder angewendet.  
 

• Eine Abweichung hierfür ist nach Art. 21 BayKiBiG möglich. Dies beruht auf dem Selbstver-
waltungsrechts der Kommunen nach Art. 28 Abs. 2 GG  

 
4. Bedeutung für Einrichtungen und Träger: 
 

• Die durchgehende Förderung ermöglicht eine kontinuierliche Betreuung und Finanzierung. 
 

• Einrichtungen sind angehalten, den Wechsel in der Förderung bei der Abrechnung zu berück-
sichtigen. 

 

Die Verwaltung schlägt vor, einen Grundsatzbeschluss zu fassen, nach dem für Kinder unter drei Jah-

ren auf Antrag der Träger eine ganzjährige Förderung mit Faktor 2,0 gewährt wird. 

Beschluss: 
 
Der Vorsitzende lässt darüber abstimmen den von der Verwaltung vorgeschlagenen Grundsatzbe-
schluss zu fassen, wonach für Kinder unter drei Jahren auf Antrag der Träger die ganzjährige Förde-
rung mit dem Anrechnungsfaktor 2,0 gewährt wird. 
                                                                                                                                            Abstimmung: 11 : 0 

(ohne Ewald Schmatz, Armin Mayrhofer) 
 

 
 



Tiefenbach, 2025-11-13  
 
Der Vorsitzende:       Die Protokollführer: 
 
im Original gez.        im Original gez. 
 
Christian Fürst        Anton Mayrhofer, 
1. Bürgermeister       Geschäftsleiter 
 
         

 


